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Drucksache Vl/249 


Vorblatt 


Verbesserung des Gesetzes über eine Altershilfe für 

Landwirte 

(Gesetzentwurf der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Fraktion der CDU/CSU hält Leistungsverbesserungen in 
der Altershilfe für Landwirte und bei der Landabgaberente für 
erforderlich; sie sind in diesen Leistungs Verbesserungen und in 
der Verbesserung der Voraussetzungen für die Landabgabe- 
rente auch Maßnahmen zur Förderung des Strukturwandels in 
der Landwirtschaft. 


B. Lösung 

Die Altershilfe soll für Verheiratete auf 240 DM, für Unverhei- 
ratete auf 160 DM, die Landabgaberente auf 340 DM bzw. 
260 DM erhöht werden. Die Beiträge sollen auf 33 DM monatlich 
angehoben werden. Der für die Landabgaberente berechtigte 
Personenkreis soll ausgedehnt werden, indem die obere 
Grenze für die Landabgaberente auf das Fünffache der Mindest- 
höhe eines Betriebes nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte angehoben werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die jährlichen Mehrkosten belaufen sich auf etwa 240 Millio- 
nen DM, davon werden 60 Millionen DM durch Beitragserhö- 
hungen abgedeckt; 180 Millionen DM sind aus Haushaltsmitteln 
bereitzustellen, und zwar im Rahmen des Volumens von 550 Mil- 
lionen DM jährlich, das vom Bundesminister der Finanzen für 
Maßnahmen der Strukturverbesserungen der Landwirtschaft 
anläßlich der Debatte zur Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 in Aussicht gestellt worden ist. 
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Drucksache VI/249 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes Uber eine Alters- 

hUfe für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1017), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld beträgt ab dem auf das 
Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Mo- 
nat für den verheirateten Bereditigten 240 
Deutsche Mark, für den unverheirateten Be- 
rechtigten 160 Deutsche Mark monatlich." 

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bezieht der Empfänger eines vorzeitigen 
Altersgeldes zugleich eine Rente aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder Versor- 
gungsbezüge nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen, so wird das Al- 
tersgeld um den Betrag dieser Bezüge, jedoch 
höchstens um ein Viertel gekürzt." 

2. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Beitrag ist für alle Beitragspflichtigen 
gleich. Er beträgt für 1970 monatlich 27 Deutsche 
Mark, ab 1. Januar 1971 33 Deutsche Mark." 

3. § 13 a wird gestrichen. 


4. § 41 Abs. 1 Buchstaben d und e erhalten folgende 
Fassung; 

„d) er während der zehn Jahre, die der Abgabe 
vorausgegangen sind, sein landwirtschaft- 
liches Unternehmen wenigstens drei Jahre 
überwiegend im Hauptberuf bewirtschaftet 
hat und 

e) der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf der 
von ihm bewirtschafteten landwirtschaft- 
lichen Unternehmen während der fünf Jahre, 
die der Abgabe vorausgegangen sind, das 
Fünffache der nach § 1 Abs. 4 festgesetzten 
Mindesthöhe nicht überschritten hat." 

5. In § 42 Abs. 1 werden die Worte „bis 31. Dezem- 
ber 1973" durch die Worte „bis 31. Dezember 
1975" ersetzt. 

6. § 44 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landabgaberente beträgt für den ver- 
heirateten Berechtigten 340 Deutsche Mark, für 
den unverheirateten Berechtigten 260 Deutsche 
Mark monatlich." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 20. Januar 1970 

Dn Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte hat 
sich seit seinem Inkrafttreten im Jahre 1957 sehr 
bewährt. Durch mehrfache Änderungen ist der so- 
zial- und vor allem strukturpolitische Effekt dieses 
Gesetzes ständig verbessert worden. Der vorlie- 
gende Antrag zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über eine Ältershilfe für Landwirte vom 
29. Juli 1969 wurde bereits in der abschließenden 
Beratung des Vierten Gesetzes für notwendig er- 
achtet. 

Die Leistungen des Altershilfegesetzes entsprechen 
nicht mehr dem berechtigten Bedürfnis der älteren 
Menschen in der Landwirtschaft auf Teilnahme an 
der allgemeinen Entwicklung der Einkünfte und des 
Lebensstandards der nichtlandwirtschaftlichen Be- 
völkerung. Der ursprüngliche Gedanke des Älters- 
hilfegesetzes, einen Bargeldzuschuß zur Versorgung 
des den Betrieb abgebenden Landwirts aus dem 
landwirtschaftlichen Unternehmen zu gewähren, ist 
in vielen Fällen heute nicht mehr möglich. Im Zuge 
des kräftigen Strukturwandels verlieren auch früher 
übergebene Betriebe ihre Existenz. Diese Betriebe 
sind nicht in der Lage, den Lebensunterhalt des alten 
Landwirts zu gewährleisten. Eine angemessene Er- 
höhung des Ältersgeldes ist deshalb eine der vor- 
rangigsten sozialpolitischen Maßnahmen mit hohem 
strukturpolitischen Effekt zugunsten der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung. 

Das sich fortlaufend verschlechternde Verhältnis 
zwischen Altersgeldberechtigten und Beitragspflich- 
tigen läßt es nicht zu, die Steigerung der Ältershilfe 
allein durch Beitragserhöhungen zu finanzieren. Die 
ständigen Veränderungen der Agrarstruktur gebie- 
ten es vielmehr, die Beitragslast der landwirtschaft- 
lichen Unternehmer auf ein vertretbares Maß zu 
begrenzen und die volle Defizithaftung des Bundes 
wieder herzustellen. 

Die mit dem Vierten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte vom 29. Juli 1969 eingeführte Landabga- 
berente ist bisher kein nennenswerter struktureller 
Erfolg gewesen. Bis heute sind noch nicht einmal 
hundert Anträge im gesamten Bundesgebiet geneh- 
migt worden. Die Gründe hierfür sind folgende: die 
obere Grenze der für die Landabgaberente in Frage 
kommenden Betriebe liegt zu niedrig; der Nachweis 
einer fünfjährigen hauptberuflichen landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit schließt einen relativ großen Perso- 
nenkreis aus; außerdem sind die Anrechnungsbe- 
stimmungen bei Rentenbezug zu weitgehend. 

Die Kosten des Gesetzentwurfs werden sich auf 
etwa 240 Mio DM jährlich belaufen,* davon werden 
etwa 60 Mio DM durch die vorgesehenen Beitrags- 
erhöhungen gedeckt. 


II. Besonderer Teil 

1. Die Erhöhung des Altersgeldes auf 240/160 DM 
monatlich entspricht einem dringenden sozialen 
und strukturellen Bedürfnis. Die Finanzierung 
dieser Leistungsverbesserung ist durch die An- 
hebung der Beiträge nach § 12 Abs. 2 des Ge- 
setzentwurfs und die Wiederherstellung der De- 
fizithaftung des Bundes gewährleistet. 

2. Die bisherige Fassung des § 4 Abs. 5 hat, da das 
Altersgeld bis auf die Hälfte gekürzt werden 
konnte, häufig zu unbilligen Härten geführt. Eine 
Neufassung ist daher geboten. 

3. Die Neufassung des § 12 Abs. 2 führt zu einer 
Erhöhung der Beitragslast für die landwirtschaft- 
lichen Unternehmer. Sie erscheint im Hinblick auf 
die vorgeschlagenen Leistungsverbesserungen in 
§ 4 vertretbar. 

4. Durch die vorgeschlagene Streichung des § 13 a 
wird die Defizithaftung des Bundes, die auf- 
grund des Artikels 8 des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 vom 21. Dezember 1967 wesentlich 
eingeschränkt und auch durch die Novelle zum 
Altershilfegesetz vom 29. Juli 1969 nicht wieder 
hergestellt wurde, in vollem Umfange wieder be- 
gründet. 

5. Der Strukturwandel der deutschen Landwirtschaft 
beschränkt sich nicht mehr — wie in den zurüdc- 
liegenden Jahren — auf ausgesprochene Klein- 
und Kleinstbetriebe. Das gilt insbesondere für 
Bundesländer mit relativ guter Agrarstruktur. 
Die Beschränkung der Landabgaberente auf Be- 
triebe bis zur doppelten Mindestgröße eines 
GAL-Betriebes entspricht keineswegs dem heuti- 
gen Stand des Strukturprozesses. Die Grenze 
für die Landabgaberente muß deshalb, um eine 
echte strukturpolitische Wirkung zu erzielen, 
mindestens auf die fünffache Mindesthöhe nach 
§ 1 Abs. 4 angehoben werden. Die Änderung des 
§ 41 Abs. 1 Buchstabe d dient gleichfalls der 
Beschleunigung des strukturellen Effekts. 

6. Im Hinblick auf den notwendigen Strukturwan- 
del — vor allem in der EWG — scheint es ge- 
boten zu sein, die Frist für die Gewährung der 
Landabgaberente zu verlängern. 

7. Die Erhöhung der Landabgaberente ist gleich- 
falls geboten, um die Bereitwilligkeit der Land- 
wirte, ihren landwirtschaftlichen Betrieb für 
Zwecke der Strukturverbesserung zur Verfügung 
zu stellen, zu fördern. Darüber hinaus wird durch 
die Anhebung der Landabgaberente das bis- 
herige Verhältnis der Leistungen zwischen Al- 
tershilfe und Landabgaberente wieder herge- 
stellt. 
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